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gart), Ollesch, Graaff und der Fraktionen der SPD, FDP 
— Drucksache VI/2692 — 


Namens der Bundesregierung wird die Kleine Anfrage wie folgt 
beantwortet: 


1. Wie beurteilt die Bundesregierung die derzeitige wirtschaftliche 
Situation des Speditionsgewerbes, und teilt sie die geäußerten 
Befürchtungen? 


Die wirtschaftliche Situation des Speditionsgewerbes ist wie bei 
allen personalintensiven Dienstleistungsgewerben z. Z. geprägt 
durch starken Kostendruck. Etwa 50 °/o der Gesamtkosten der 
Speditionsbetriebe sind Personalkosten. 

Bei gleichbleibenden Marktdaten wird eine ruinöse Konkurrenz 
innerhalb des Speditionsgewerbes und zur Deutschen Bundes- 
bahn nicht befürchtet. Die Entgelte der Spedition für die Beför- 
derung von Gütern im Spediteursammelgutverkehr liegen weit- 
gehend an der Obergrenze der durch die Kundensatz-Verord- 
nung zugelassenen Marge. Die z. Z. gezahlten Entgelte dürften 
auch bei einer Preisfreigabe kaum sinken, da nach der geltenden 
Kundensatz-Verordnung schon heute um etwa 20 °/o niedrigere 
Entgelte zulässig sind. 

Es ist jedoch nicht auszuschließen, daß es im Falle einer wesent- 
lichen Verschlechterung der heutigen Marktlage zu einem 
ruinösen Wettbewerb kommen könnte. Die Bundesregierung 
wird deshalb alles in ihrer Macht Stehende tun, um eine der- 
artige Situation zu vermeiden. 


Drude: Thenee Drude KG, 53 Bonn 
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2. Welche Möglichkeiten bestehen nach Ansicht der Bundesregie- 
rung, den Kleingutverkehr, insbesondere auf der Straße, weiter 
zu rationalisieren? 


Im Kleingutverkehr der Spedition ist schon heute ein hoher 
Grad der Rationalisierung erreicht. Jedoch bestehen noch wei- 
tere Rationalisierungsmöglichkeiten. Eine von der Bundesregie- 
rung geförderte Untersuchung über „Produktivitätsreserven im 
Speditions- und Lagereigewerbe" hat solche Möglichkeiten auf- 
gezeigt. Auch nach Ansicht der Bundesregierung sollten die 
Kraftwagensammelladungsspediteure, sowohl zur besseren 
Kundenbedienung, als auch zur besseren Kapazitätsausnutzung 
der eingesetzten Fahrzeuge in Zukunft bemüht sein, noch mehr 
als bisher mit Empfangsspediteuren zu kooperieren. Besondere 
Aufmerksamkeit verdient beim Bahnsammelgutverkehr die 
fortlaufende Modernisierung der Umschlagsanlagen, damit der 
Spediteur in Zukunft u. a. auch in der Lage ist, Container mit 
Bahnsammelgut auf eigenen Einrichtungen umzuschlagen. Die 
Kosten solcher Investitionen werden oft nur kooperativ durch 
sogenannte Ladegemeinschaften zu bewältigen sein. 


3. Wie beurteilt die Bundesregierung die Auswirkungen eines ver- 
schärften Wettbewerbs im Sammelgutverkehr auf der Straße auf 
die wirtschaftliche Situation der Deutschen Bundesbahn? 

Im Kleingutverkehr liegen die Preise für vergleichbare Lei- 
stungen im Stückgutverkehr der Deutschen Bundesbahn schon 
jetzt über den Entgelten der Spedition für die Beförderung im 
Spediteursammelgutverkehr. Es ist nicht damit zu rechnen, daß 
allein durch die Freigabe der Entgelte im Spediteursammelgut- 
verkehr diese Entgelte absinken werden, da sie schon heute 
niedriger sein dürfen. Bei einer Veränderung der Marktsitua- 
tion gilt das zu 1. Gesagte, d. h. ein verstärkter Wettbewerbs- 
druck ist nicht auszuschließen. 


4. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung im Rahmen 
ihrer tarifpolitischen Zielsetzungen, eine Preisregelung für den 
Spediteursammelgutverkehr auch nach dem 30. Juni 1972 bei- 
zubehalten? 

Die Bundesregierung prüft entsprechend dem Auftrag des Deut- 
schen Bundestages, ob eine Preisregelung für den Spediteur- 
sammelgutverkehr auch nach dem 30. Juni 1972 notwendig ist. 
Dabei werden die in der Kleinen Anfrage aufgezeigten Pro- 
bleme sorgfältig berücksichtigt. Die Meinungsbildung innerhalb 
der Bundesregierung zu dieser Frage ist noch nicht abge- 
schlossen. 


Leber 
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